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Stellvertretende 
Stadtverordnetenvorsteherin 
Erika Pfreundschuh: 
 
Vielen Dank, Herr Kliehm! Das Wort hat nun 
Herr Zieran von ÖkoLinX-ARL, ihm folgt Herr 
Reschke von der AfD. Herr Zieran, bitte! 
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-
ARL:  

 
Guten Abend! 
 
Die ganze Debatte ist doch für nichts. Wo-
rüber wir reden ist, dass wir nicht darüber 
reden. Wir reden nicht über das Problem Ge-
sundheit der Menschen, und wie wir die Gift-
stoffe in der Stadt beseitigen. Hier wird ein 
Weg aufgezeigt, der immanent eine Sack-
gasse ist, der aber auch völlig beiseite wi-
schen will, dass das, was auf Bundes-, Land- 
und Stadtebene passiert, ein Verbrechen an 
der Menschheit und an der Natur ist. Verbre-
chen warum? Weil auf der Ebene der Kon-
zerne die Profite Vorrang haben. Wer stützt, 
dass die Profite laufen? VW. Und wer unter-
stützt, dass die anderen Konzerne weiter 
einkassieren können, das ist Merkel, das ist 
CDU, das sind die GRÜNEN und die SPD in 
der Vergangenheit. Diese Politik wird ge-
stützt. 
 
Was ist in Frankfurt? 1981 gab es die erste 
Demonstration von Eltern und Kindern in 
Frankfurt, Schluss mit dem Smog, Schluss 
mit den Giftstoffen, die Lungen unserer Kin-
der gehen kaputt. Das haben wir damals als 
GRÜNE mit unterstützt. Wir sind seinerzeit 
mit Antismogmasken hier ins Parlament ein-
gezogen. Das ist 38 Jahre her. 38 Jahre, 
dass es ein Bewusstsein in diesem Parla-
ment gibt, das die Autopolitik der Stadt 
Frankfurt Menschen kaputt macht. 
 
                              (Beifall) 
 
Was ist geschehen? Nichts. Gar nichts. Es 
wird geredet. Du hast es ja gut ausgeführt. 
Es gibt Strategiepapiere, es gibt Pläne, es 
wird geredet. Es gibt viel Papier, aber es 
kommt nicht vorwärts. 
 
                              (Zurufe) 
 

Ja. Wenigstens sind Sie nicht rechts außen 
wie die FDP in Frankfurt. 
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
Ob die Postengeilheit nun wirklich bei den 
GRÜNEN ist, oder bei wem sonst, darüber 
reden wir nicht, denn wir haben eine andere 
Debatte. 
 
In Frankfurt geht es nicht darum, die 
E-Mobilität mit mehr Tempo voranzutreiben, 
sondern wie bekommen wir die Giftstoffe 
weg. Die Giftstoffe wegbekommen heißt, wir 
benötigen in Frankfurt eine autofreie Innen-
stadt. Die Autos müssen heraus aus der In-
nenstadt. Wir haben über 300.000 Pendler. 
Über die Hälfte davon kommen mit dem Auto 
in die Stadt. Wenn wir dieses Problem nicht 
in den Griff bekommen, dann ist das doch 
eine Politik, die völlig an dem Ziel vorbeigeht, 
wenn es daran orientiert ist, die Gesundheit 
der Menschen herzustellen, den Tod und die 
Krankheit von Menschen zu minimieren. 
Wenn man das nicht will, gut, dann macht 
man solche Placebos wie heute. Dann macht 
man E-Mobilität, die von der Anlage her, nicht 
nur von den Steinkohlekraftwerken, sondern 
auch von der Technik her, eine nicht ungiftige 
Technik ist. Die normale E-Mobilität, die von 
den Konzernen angestrebt wird, ist sinnlos. 
Aus diesem Grund gibt es ja auch bei den 
großen Konzernen, die das Geld für For-
schung haben, Daimler-Benz, ich wiederhole 
mich hier, die einzige Fortschrittstechnologie, 
die auch erlaubt, eine entsprechende Reich-
weite der Busse und anderer Fahrzeuge zu 
gewährleisten, das ist der Wasserstoffantrieb. 
Es gibt die Brennstoffzelle, aber es ist kein 
Druck seitens der Politik vorhanden, eine 
Serienreife herzustellen. Wenn es keine Se-
rienreife gibt, kann man sie nicht einsetzen, 
dann kommt man nicht vorwärts. 
 
Die nächste Debatte haben wir in einein-
halb Jahren und dann weitere eineinhalb Jah-
re später, und wir sind keinen Schritt weiter-
gekommen. Es sei denn, Kommunen schlie-
ßen sich zusammen und machen das, was 
die Post gemacht hat. Sie entwickeln ein se-
rienreifes Modell. Die Post hat zumindest 
versucht, das schlechte Modell E-Autos für 
ihre Zulieferer zu entwickeln, und sie hat es 
geschafft, unabhängig von dem Markt, der 
diese Autos nicht hergab.  
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Wir benötigen also keine weiteren Papiere. 
Darüber kann man abstimmen und Ja, Nein 
oder Enthaltung dazu sagen, aber das Ent-
scheidende ist die Praxis hier in der Stadt 
Frankfurt und die Frage: Ist die Stadt in der 
Zukunft für den Menschen da, oder wird sie 
weiter autogerecht ausgebaut? Wird der be-
grenzte Raum der Stadt, es gibt kein unbe-
grenztes Wachstum auf dieser Fläche, den 
Menschen, der Freizeit, der Kultur und der 
Kommunikation zur Verfügung gestellt und 
verbannen wir das Auto aus der Innenstadt? 
Das ist der Kernpunkt. Ich weiß, dass es an 
Ihre Wählerinteressen herangeht, und alle 
haben Angst, diesen Konflikt mit den Wählern 
einzugehen, am stärksten noch die SPD, 
wenn man sich die Politik auf Bundesebene 
ansieht. Solange sich daran nichts ändert, 
wird alles andere, was wir hier verabschieden 
und gerade auch die E-Mobilität, hinsichtlich 
dieses Ziels ein Placebo sein. 
 
Trotzdem ist es schön, wenn wir ein oder 
zwei wasserstoffbetriebene Busse bekom-
men. Ich werde dann auch einmal damit pro-
befahren.  
 
Danke, Herr Dezernent, dafür, dass es nicht 
weitergeht. 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stellvertretende 
Stadtverordnetenvorsteherin 
Erika Pfreundschuh: 
 
Danke, Herr Zieran! Das Wort hat Herr 
Reschke von der AfD, und als letzter Redner 
folgt ihm dann Herr Siefert von den 
GRÜNEN. Bitte, Herr Reschke! 
 
 
Stadtverordneter Horst Reschke, AfD:  

 
Frau Vorsteherin, 
meine Damen und Herren! 
 
Frau Leineweber von der BFF bringt mich in 
die Schwulität, dass ich einen großen Teil 
meiner Rede vergessen kann, weil sie punkt-
genau und fachlich sehr versiert eigentlich 
alles aufgezählt hat, was man zu dem Thema 
erschöpfend sagen kann. Ich reduziere mei-
ne Rede also auf einige wenige Aspekte.  
 

Der erste Aspekt ist der, dass ich es mir nicht 
verkneifen kann, darauf hinzuweisen, die 
AfD-Fraktion hat das Thema E-Mobilität 
schon weit vor allen anderen hier im Hause 
ernst genommen und ist im Juli 2017 nach 
Hamburg gefahren, um sich den dortigen 
Versuch mit den E-Bussen einmal anzu-
schauen. 
 
                              (Zurufe) 
 
Wir haben uns übrigens auch das Schanzen-
viertel angesehen, das immer noch ziemlich 
wüst darniederlag, aber davon wollen wir 
heute nicht reden. 
 
Wir hatten das Glück, dort einen sehr fach-
kundigen Ingenieur kennenzulernen, der uns 
das Thema nähergebracht hat. Zusammen-
fassend kann man Folgendes sagen: Es ist 
nicht nur so, dass die Busse in der Anschaf-
fung schon doppelt so teuer sind, Sie müssen 
auch den gesamten peripheren Bereich mit-
bedenken, Stichwort Ladestationen, und im 
Probebetrieb konnte man noch nicht sagen, 
wie die Batteriekapazitäten bei Winterbetrieb 
sind oder insbesondere auch bei Sommerbe-
trieb, wenn die Klimaanlagen laufen. Auf 
meine Frage heruntergebrochen, was ein 
Kilometer E-Bus kostet, dazu gibt es noch 
keine Berechnungen. Wie teuer das gesamte 
System am Ende wirklich sein wird, steht 
noch gar nicht fest. Wir reden immer nur von 
den Anschaffungspreisen, aber was das alles 
auf die Dauer betrachtet kosten wird, steht 
nicht fest. 
 
Das erklärt auch wahrscheinlich die Zurück-
haltung des Verkehrsdezernenten, die er ja 
immer wieder zum Ausdruck bringt. Im Ver-
kehrsausschuss versteckt er sich ein biss-
chen hinter der Bemerkung, das System sei 
noch nicht ausgereift, es gebe noch nicht 
genügend Anbieter, bei denen man sagen 
kann, dass sie in der Lage sind, uns entspre-
chende Busse zu liefern. Ich glaube, der Ver-
kehrsdezernent, der Mathematik studiert hat 
und rechnen kann, ist sich auch darüber im 
Klaren. 
 
                    (Zurufe, Heiterkeit) 
 
Es geht also darum, dass man auch die ver-
steckten Kosten im Auge behalten muss. 
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Stadträtin Rosemarie Heilig:  
(fortfahrend) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
müssen endlich anfangen, integriert zu den-
ken. Eine gesunde, klimafreundliche Ernäh-
rung und artgerechte Tierhaltung sind Grund-
voraussetzungen für eine nachhaltige 
Klimapolitik. Weniger Heizkosten durch 
Wärmerückgewinnung, Energiekosten sen-
ken durch Umstellung der Beleuchtung auf 
LED-Technologie, die lokalen Einzelhändler 
stärken und weniger im Internet bestellen - 
die Liste, meine Damen und Herren, ließe 
sich noch lange fortsetzen, ich verweise da 
noch einmal auf die Vorlage B 18, die heute 
hier vorliegt.  
 
Ich habe gerade vor zwei Wochen erläutert, 
was das Abwärmepotenzial für den Klima-
schutz in unserer Stadt bringen würde. Mit 
der Abwärme von Industrie und Rechenzen-
tren könnten wir beispielsweise Neubauge-
biete klimafreundlich mit Wärme versorgen 
und so Energie zweimal sparen. Wir könnten 
schon jetzt alle Haushalte in Offenbach mit 
der von uns ermittelten Abwärme in Frankfurt 
heizen.  
 
                              (Zurufe) 
 
So ist es. Und auch beim Thema Fotovoltaik 
ist es kein Geheimnis, dass das Potenzial 
noch lange nicht ausgeschöpft ist. Leider 
müssen wir erkennen, dass durch die Novel-
lierung des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes - EEG der vormals zügige Ausbau stag-
niert. Der Grund dafür sind nicht die fehlen-
den Dachflächen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, der Grund hierfür liegt in 
schlecht gemachten Gesetzen, und zwar in 
schlecht gemachten Gesetzen der Bundes-
regierung. Die Bundesregierung hat es ge-
schafft, mit der Umsetzung einer Vereinba-
rung der neuen Koalition die klimapolitischen 
Ziele für 2020 aufzugeben. Das ist eine Bun-
desregierung, die die großen Energiefresser 
von Abgaben befreit und die bestraft, die auf 
das Energiesparen setzen, die krampfhaft 
und unwillentlich seit Jahren an einem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz herumdoktert, 
anstatt eine CO2-Abgabe einzuführen. Das ist 
eine Bundesregierung, die die dezentrale 
Energiewende blockiert und Bürgerenergie 
erschwert und stattdessen Energiepolitik im 
Fahrwasser der großen Energiekonzerne 

macht. Meine Damen und Herren, das ist 
eine Bundesregierung, die seit Jahren auch 
für städtische und regionale Energieversor-
ger, wie unsere Mainova, den Ausstieg aus 
der Kohle und den Umstieg auf erneuerbare 
Energien unwirtschaftlich macht. Es liegt 
nicht an den technischen Schwierigkeiten, ein 
Kohlekraftwerk auf Gas umzustellen, sondern 
am politischen Willen.  
 
                              (Beifall) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
Deutschland hat es geschafft, erfolgreich aus 
der Atomkraft auszusteigen. Jetzt müssen wir 
es auch schaffen, erfolgreich aus der Kohle-
kraft auszusteigen. Wer soll das tun, wenn 
nicht wir. Wir in Frankfurt werden zeigen, wie 
es geht.  
 
Danke schön!  
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Vielen Dank, Frau Heilig! Es liegt eine weite-
re Wortmeldung von Herr Zieran vor. Bitte 
schön!  
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-

ARL:  

 
Wir wiederholen ja alles hier, also noch ein-
mal das Ganze.  
 
                              (Zurufe) 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Herr Zieran, da hängt extra ein Schild mit 
dem Hinweis, bitte nicht an den Mikrofonen 
zu zerren. Sie können gerne den Tisch nach 
oben oder nach unten fahren. Unser Techni-
ker bekommt sonst die Krise.  
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-
ARL:  

(fortfahrend) 
 
Können Sie es kürzer machen, ich wollte jetzt 
eigentlich reden. Ich habe es begriffen.  
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Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Die Zeit, in der ich rede, bekommen Sie gut-
geschrieben. So fair sind wir.  
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-
ARL:  

(fortfahrend) 
 
Okay. Also, das ist so typisch grüne Politik. 
So redet man und so handelt man. Erfolgrei-
cher Atomausstieg, das kann doch wohl nicht 
wahr sein. Die Atomkraftwerke laufen in 
Deutschland weiter, gegen jede Erkenntnis 
und gegen den Willen der Atomkraftbewe-
gung. Wir waren alle nicht damit einverstan-
den, die Dinger weiterlaufen zu lassen. Er-
folgreicher Ausstieg, die Produktion von 
Brennstoffstäben und die Forschung für die 
Atomfusion laufen weiter. Es gibt keinen Um-
stieg zu regenerativen Energien in der For-
schungspolitik. Auf Bundesebene haben Fi-
scher und Schröder entschieden, dass die 
Atomfusion in Mecklenburg-Vorpommern 
weiterläuft. Also, erzählen Sie nicht so einen 
Blödsinn über die Politik, die auf der Bundes-
ebene läuft. Es geht ja auf der Stadtebene 
weiter.  
 
Toll, wir nutzen die Abwärme, ja klasse, und 
wir wollen einen Umstieg machen, einen 
Wandel. Was ist daran klasse? Da wird uns 
ganz stolz verkündet, dass wir in der 
Miquelallee das Fernwärmenetz ausbauen. 
Der Ausbau des Fernwärmenetzes setzt aber 
voraus, dass eine veraltete Technologie ge-
fördert wird, nämlich Kraftwärmekopplung, 
die nur Sinn macht, wenn man weiter auf 
Steinkohle und auf Öl setzt, weil man dort die 
Energie nicht hundertprozentig umsetzen 
kann. Da habe ich dann die Abwärme.  
 
                              (Beifall) 
 
Wenn ich die aber nicht mehr will, wenn ich 
sage, ich will wirklich einen Wandel hin zu 
regenerativen Energien, darf ich nicht mehr 
die Fernwärmenetze ausbauen, das ist so ein 
Widersinn. Wenn ich das nämlich tue, was 
die Stadt Frankfurt in der Praxis umsetzt, 
dann haben wir in den nächsten 30 Jahren 
überhaupt nichts vorzuweisen, das in Rich-
tung Klimaschutz läuft.  
 

                        (Beifall, Zurufe) 
 
Und das Ziel, 2050 eine Versorgung mit re-
generativen Energien zu erreichen, kommt zu 
spät. Wir wissen, dass die Meere ansteigen 
werden und die Klimakatastrophe am Laufen 
ist. Also, es ist ein Hohn und die Verkündi-
gung falscher Wahrheiten gemischt mit ir-
gendwelchen Erfindungen über das, was 
geschehen ist, aber in Wirklichkeit nicht läuft. 
Dieser Tag der Verkündigung hier ist schlim-
mer als jede Kirche. Das muss man einmal 
ganz klar sagen.  
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
Der Irrationalismus ist hier so etwas von hef-
tig. Ihr verdeckt einfach nur, dass ihr nicht 
handelt. Dass eine Umweltdezernentin das 
mitmacht, ist ein Hammer. Es ist eine Verar-
schung der Bürgerinitiativen. Grüngebiete 
werden kaputt gemacht wie auch die grüne 
Lunge, in der wir wirklich noch eine Produkti-
on von Sauerstoff haben und die wirklich 
noch zur Durchlüftung in Frankfurt beiträgt. 
Das macht die grüne Dezernentin einfach so 
mit, denn viel wichtiger ist ja, oh wir müssen 
bezahlen, wenn wir neue Geräte anschaffen. 
Wenn man hier schon immer über Zahlen 
und diese Fließdiagramme und diesen gan-
zen Müll von Berechnungen redet, dann soll 
man das doch einmal gegenüberstellen, was 
ihr einerseits in der Stadt strukturell kaputt 
macht und andererseits mit den ganzen klei-
nen Programmen entgegensetzt, bei denen 
hier ein Fitzelchen, da ein Fitzelchen und da 
ein Fitzelchen getan wird. Das macht viel-
leicht 0,00005 Prozent aus. Ihr zerstört aber 
30, 40 oder 50 Prozent von dem, was wir 
noch an guter Lebensqualität hier in dieser 
Stadt haben. Das zerstört ihr für die Bürger 
Frankfurts, ihr zerstört die gute Lebensquali-
tät, das ist die Politik hier.  
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
Ob es im Nordwesten ist, ob es im Nordend 
ist, da sind die GRÜNEN tätig, indem sie zer-
stören.  
 
                              (Zurufe) 
 
Das gilt auch für die Hochhauspolitik. Und 
dann das Dom-Römer-Areal als vorbildlich in 
Sachen Energiepolitik einzubringen, da muss 
man schon sehr frech sein. Vorbildlich wäre 
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gewesen, das Dom-Römer-Areal nicht zu 
bebauen. Das wäre vorbildlich gewesen im 
Sinne einer Stadtpolitik, die nicht ständig ver-
dichtet und kommunikative Räume und kultu-
relle Räume zerstört. Das ist nämlich ge-
schehen, nichts anderes.  
 
                              (Zurufe) 
 
Dann noch eines, das ist dann wirklich der 
Höhepunkt, der den gesamten Magistrat be-
trifft. Da verkauft uns die Umweltdezernentin 
die Umstellung der Beleuchtung als Erfolg. 
Ja, das ist nicht falsch. Wir haben auch 
schon LED-Sachen zu Hause.  
 
               (Beifall, Zurufe, Heiterkeit) 
 
Wow, ganz klasse. Das bringt aber gar 
nichts. Das bringt vor allen Dingen nichts, 
wenn eine grüne Dezernentin das hier zum 
Programm einer Stadt erhebt, in der die Be-
leuchtung nur einen klitzekleinen Anteil am 
Energieverbrauch ausmacht. 
 
                              (Zurufe) 
 
Darüber hinaus haben wir einen Dezernenten 
von der SPD, der Oesterling heißt und ver-
kündet hat, er müsse sparen. Er werde über-
haupt nichts investieren, was die Umstellung 
der Beleuchtung auf LED betrifft. Wir haben 
im Nordend Straßen, die nicht mehr hell sind. 
Menschen mit Sehbehinderung können da 
nicht mehr gehen, ohne dass es gefährlich 
wird. Da macht dieser Magistrat gar nichts. 
Das heißt, hier wird geredet, wir tun das und 
in der Praxis wird nichts, rein gar nichts ge-
macht. Das ist im Kleinen wie im Großen so.  
 
Danke zur Praxis der Umweltdezernentin, zur 
Praxis des Verkehrsdezernenten und zur 
Praxis des Planungsdezernenten, der einge-
schlagenen Weg geht in die falsche Rich-
tung, nämlich gegen den Klimaschutz.  
 
Danke!  
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Danke, Herr Zieran! Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Ich schließe damit die 

Aussprache. Ich lasse nunmehr über die mit 
dem Ausschussbericht vorgelegte Empfeh-
lung zu dem Tagesordnungspunkt 7. ab-
stimmen, die auch in der ausgelegten Tages-
ordnung I abgedruckt ist. 
 
Wer dem Ausschussbericht zustimmt, sodass 
für jeden die Stimmabgabe der jeweiligen 
Fraktion im Ausschuss und für die fraktions-
losen Stadtverordneten deren schriftlich vor-
liegendes Votum gilt, den bitte ich um das 
Handzeichen. (Geschieht) Da blieb kein Arm 
unten. Damit stelle ich fest, dass der Aus-
schussbericht einstimmig angenommen wur-
de, somit ist die Vorlage B 18 zur Kenntnis 
genommen. Ich schließe den Tagesord-
nungspunkt.  
 
 

Tagesordnungspunkt 8. 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8., Kir-
chentag, auf. Zu diesem Thema behandeln 
wir die Vorlage M 16 des Magistrats. Die AfD-
Fraktion hat den Antrag zur Tagesordnung I 
gestellt und damit auch das Recht auf die 
erste Wortmeldung, die von Herrn Dr. Rahn 
kommt. Sie haben das Wort. Bitte schön!  
 
 
Stadtverordneter Dr. Dr. Rainer Rahn, AfD:  

 
Herr Vorsteher, 
meine sehr verehrten Damen und Herren!  
 
Wir behandeln heute die Vorlage M 16, ein 
Musterbeispiel für Intransparenz und Steuer-
verschwendung. Es geht um den Ökumeni-
schen Kirchentag im Jahr 2021 in Frankfurt. 
Der Name deutet ja eigentlich an, dass es 
sich um eine kirchliche Veranstaltung han-
delt, ist es aber nicht, sondern es ist eine 
Veranstaltung zweier Vereine, und zwar des 
Zentralenkomitees der deutschen Katholiken, 
ZdK, und des Deutschen Evangelischen Kir-
chentages, DEKT, also kein echter Kirchen-
tag, sondern ein Sommerfest religiöser Ver-
eine, und dafür soll die Stadt fünf Millionen 
Euro bezahlen. Der Vortrag des Magistrats, 
M 16, ist aus verschiedenen Gründen abzu-
lehnen. Erstens, die Stadt ist nicht zuständig. 
Zweitens, der oder die Veranstalter haben 
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Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Vielen Dank, Herr Stadtrat! Die nächste 
Wortmeldung kommt von Herrn Zieran von 
ÖkoLinX-ARL. Herr Zieran, Sie haben noch 
acht Minuten und 30 Sekunden Restredezeit. 
Bitte schön! 
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-
ARL:  

 
Die Zeit brauche ich nicht. 
 
Zunächst einmal zum Stadtverordnetenvor-
steher: Sie haben nicht das Recht, hier das 
Benehmen von Stadtverordneten zu beurtei-
len. Wenn ein Stadtverordneter herausgehen 
will, dann kann er jederzeit herausgehen. 
Umgekehrt ist der Magistrat nämlich häufig 
nicht da, wenn wir hier Reden halten. Das 
wird nicht gerügt. Das nur so nebenbei. 
 
                        (Beifall, Zurufe) 
 
Ich finde das unmöglich, auch den Umgangs-
ton mit ihm. Das geht so nicht. 
 
Der zweite Punkt: Ich will nicht über Details 
reden. Im Detail ist es mit Sicherheit richtig, 
dass es bei einzelnen Grundstücken Rechts-
ansprüche gibt. Aber das ist doch ein ganz 
klarer Zug, hier geht es um eine Entmach-
tung parlamentarischer Möglichkeiten zu-
gunsten einer scheinbaren Beschleunigung 
der Verwaltungsabläufe. 
 
                              (Beifall) 
 
Das ist eine Einschränkung von demokrati-
schen Möglichkeiten. Das schafft Ihnen eine 
leichtere Arbeit, aber uns wird nicht mehr 
alles vorgelegt. Um es noch einmal zu sagen: 
Solange wir kapitalistische Verwertung ha-
ben, ist jedes einzelne Grundstück, jeder 
Quadratmeter in dieser Stadt wichtig, der die 
Aufwertung vorantreibt. Ich sehe einen riesi-
gen Unterschied, ich beobachte Berlin und 
ich beobachte Frankfurt. In einer Großstadt 
wie Berlin ist es möglich, Grundstücke, die 
vorher einmal für 2,4 Millionen Euro verkauft 
wurden in einer falschen Politikphase, jetzt 
für 19 Millionen Euro zu kaufen, um dort eben 

eine Kulturstätte zu sichern. In Frankfurt wäre 
das undenkbar. In Frankfurt ist der Magistrat 
nicht in der Lage zu sagen, wenn das Land 
spekuliert, dann kaufen wir eben das alte 
Präsidium und da holen wir die Millionen her. 
Entweder finanzieren wir es selbst oder wir 
finden einen Investor. Berlin schafft das. Ber-
lin hat einen privaten Investor in Kreuzberg 
gefunden, der hat ein Haus gekauft und den 
Mietern Sozialmieten gesichert. 
 
                              (Zurufe) 
 
Diese Wahrheit, über die reden Sie nicht. 
Und jetzt noch einmal zum Erbbaurecht, Ge-
nese des Erbbaurechts. Das sieht hier ein 
bisschen anders aus. Das Erbbaurecht war 
ursprünglich gegen diese Verscherbelung 
von öffentlichem Eigentum gerichtet und wir 
hatten nicht immer diese 99 Jahre, die jetzt 
zunehmend angeboten werden sollen, das ist 
ja fast wie Eigentum, sondern es gab kürzere 
Fristen. Praktisch war das Erbbaurecht ein 
Teil, was wir heute Kommunalisierung nen-
nen oder was wir sagen, Grund und Boden 
wieder zurück in die städtische Hand. In die-
ser Tradition, in dieser linken sozialdemokra-
tischen Tradition stand das einmal, und nicht 
so technokratisch, wie Sie das gerade be-
gründet haben und wie Sie hier den Stadt-
verordneten mit vielleicht einigen falschen 
Zahlen abfertigen. 
 
Danke! 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Vielen Dank, Herr Zieran! Die Wortmeldung 
von Herrn Zieran war die letzte Wortmeldung, 
die mir hier vorliegt. Weitere Wortmeldungen 
sehe ich nicht. Damit schließe ich die Aus-
sprache. Ich gebe Ihnen zur Kenntnis, dass 
die AfD ihr Votum zu den Ihnen vorliegenden 
schriftlichen Ausschussberichten bei 
Punkt 9.1 in Zustimmung und bei Punkt 9.2 in 
Prüfung und Berichterstattung geändert hat. 
Damit lasse ich nunmehr über die mit den 
Ausschussberichten vorlegten Empfehlungen 
zu den Tagesordnungspunkten 9.1 und 9.2, 
die auch in der ausgelegten Tagesordnung I 
abgedruckt sind, mit den soeben genannten 
Änderungen abstimmen. Wer den Aus-
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Wenn Sie in der Beratungsstelle sind, dann 
hören Sie sehr wohl auch die Gesänge. Das 
ist nur ein Teil, aber es ist von Frau Busch, 
von Frau auf der Heide, von Herrn Dr. Schulz 
und anderen dargestellt worden, was da pas-
siert. Uns geht es nicht darum, Demonstrati-
onen, Gegendemonstrationen oder die 
Mahnwache zu verbieten. Davon kann über-
haupt nicht die Rede sein. Wenn sie zum 
Beispiel an der Bockenheimer Warte de-
monstrieren, an der Konstablerwache oder 
an der Hauptwache, dagegen haben wir 
nichts. Sie können sich auch an die Zeppeli-
nallee stellen. Aber in Sichtweite? Stellen Sie 
sich vor, Sie müssten zu dieser Beratungs-
stelle gehen und fällen eine für Sie persönlich 
ganz schwere Entscheidung, und dann steht 
da eine Gruppe von Leuten, die große Bäu-
che vor sich haben, auf denen ein Fötus ab-
gebildet ist. Finden Sie das in Ordnung? Ist 
das nicht eine Zumutung und auch eine An-
maßung, eine solche Demonstration zu ver-
anstalten bei einer Frau, die in einer sehr 
schwierigen Lebenssituation zu dieser Bera-
tungsstelle muss und will und dies freiwillig 
tut? 
 
                              (Beifall) 
 
Ich habe es bereits in meinem Beitrag ge-
sagt, es geht überhaupt nicht darum, gegen 
das Demonstrationsrecht, das wir uns bitter 
erkämpft haben, zu sein. Im Gegenteil. Aber 
es muss möglich sein, dass man unbehelligt 
in diese Beratungsstelle gelangt. 
 
Ich weiß nicht, ob Sie dort waren, Frau Meis-
ter. Schauen Sie es sich einfach einmal an. 
Es hat mich wirklich zutiefst entsetzt, was 
dort passiert. Schauen Sie es sich an. Es ist 
wirklich widerlich, wie die mit diesen Plakaten 
dort stehen. 
 
                              (Beifall) 
 
Darum geht es uns. Demonstrieren ja, aber 
bitte außer Sichtweite für die Frauen, die in 
der Palmengartenstraße zu pro familia wol-
len. Es muss möglich sein. Das Demonstrati-
onsrecht ist ein wichtiges Gut, und das wollen 
wir auch, aber bitte nicht in Sichtweite. Die 
Frauen müssen unbehelligt in die Beratungs-
stelle gelangen können, und das muss unbe-
dingt gewährleistet werden. Wir werden nicht 
aufhören mit dem Samstag, uns für unsere 
Rechte einzusetzen. Wir werden schauen, 

wie es weiterläuft, denn es wird ja weitere 
Demonstrationen geben, vielleicht nächstes 
Jahr wieder zur Fastenzeit. Dann werden wir 
wieder dort sein. Wir werden uns solange 
dagegen wehren, bis wir es geschafft haben, 
dass diese Demonstration vor der Bera-
tungsstelle aufhört. 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Vielen Dank, Frau Heilig! Die nächste Wort-
meldung kommt von Herrn Zieran. Herr 
Zieran, Sie haben noch fünf Minuten und 
40 Sekunden Restredezeit. Bitte! 
 
 
Stadtverordneter Manfred Zieran, ÖkoLinX-
ARL:  

 
Ja, so schnell ändern sich die Auseinander-
setzungsebenen bei verschiedenen Themen. 
Ich fand es eine ausgezeichnete Rede. Noch 
in den Siebzigerjahren hatte die Frau nicht 
die vollen Rechte zu entscheiden, sondern 
der Mann entschied für die Frau. Das ist eini-
gen hier in diesem Saal aber anscheinend 
nicht bewusst, die auf der rechten Ecke sit-
zen, wobei ich in diesem Fall einige von der 
FDP ausnehmen möchte. 
 
Was dort stattfindet - damit möchte ich an-
fangen -, ist eine Zwangsberatung, es ist kei-
ne freiwillige Beratung. Aber das ist absolut 
egal. Wenn man es ernst nimmt, was Sie 
sagen, wenn es ethische Konflikte wären, 
wenn es wirklich darum ginge, dann dürfte 
man Frauen, die so eine Beratung wahrneh-
men wollen, nicht psychischer Gewalt aus-
setzen. Nichts anderes ist das. 
 
                              (Beifall) 
 
Diese Aktionsform kommt aus den USA und 
ist dort bis zur Militanz gesteigert worden, bis 
zur Tötung von Frauen. Sie ist in Bayern sehr 
massiv gegen Frauen und auch Frauenärzte 
eingesetzt worden, Ärzte, die überhaupt noch 
Abtreibungen vorgenommen haben. So mas-
siv war die Bedrohung, dass viele Ärzte ge-
sagt haben, das halte ich nicht durch, ich 
mache keine Abtreibungen mehr. Das heißt, 
wie haben Regionen in der Bundesrepublik 
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Deutschland, in denen es für eine Frau so 
schwierig ist wie in den Siebzigerjahren, eine 
Abtreibung vorzunehmen. Damals haben wir 
Busse organsiert, weil die Frauen in die Nie-
derlande fahren mussten, denn es war in 
Deutschland nicht möglich, eine Abtreibung 
vorzunehmen. Das war auch einer der Grün-
de, warum es dann die Stern-Kampagne gab 
für das Selbstbestimmungsrecht der Frauen. 
Dies vorweg. 
 
Nun noch einmal zu dem Kerngehalt. Wie 
hier von einigen diskutiert wird, ist patriarcha-
le Logik. Das heißt, Männer bestimmen über 
den Körper von anderen Menschen, die ei-
nen anderen Gender haben, und nehmen 
sich das Recht, das Selbstbestimmungsrecht 
und das Persönlichkeitsrecht dieser Frauen 
einzuschränken. Das ist unglaublich. Ich be-
haupte, Rechtsstaatlichkeit ist auch immer 
ein gesellschaftlicher Kompromiss der Kräf-
teverhältnisse. Das interessiert mich in die-
sem Fall nicht. Mich interessiert das Grund-
gesetz, mich interessieren die Grundpräam-
beln. Die Würde des Menschen ist unantast-
bar, und die Würde der Frau ist auch unan-
tastbar. Ein Zellklumpen, und nicht etwa un-
geborenes Leben, der in einer Frau ruht, hat 
nicht das gleiche Recht wie diese Frau. Die 
Frau, die diesen Zellklumpen in sich trägt, hat 
das Recht, darüber zu entscheiden, ob er 
abgetrieben wird oder nicht, und nicht eine 
Gesellschaft, die meint, patriarchales Recht 
aus Gesellschaftsformationen in heutige mo-
derne Auseinandersetzungen zu transformie-
ren. Für das Selbstbestimmungsrecht der 
Frauen, für die Abschaffung des § 219, aber 
auch der Zwangsberatung nach § 218. Dafür 
sind wir immer eingetreten, dafür werden wir 
weiter eintreten, daran führt kein Weg vorbei, 
und das muss irgendwann durchgesetzt wer-
den, denn das entspricht den Grund- und 
Menschenrechten. Die sind für mich ent-
scheidend und nicht irgendwelche Urteile des 
Verfassungsgerichts, die natürlich versuchen, 
irgendwie einen Kompromiss hinzubekom-
men, um die Gesellschaft nicht in Schwierig-
keiten zu bringen. 
 
Jutta Ditfurth kann das leider nicht selbst sa-
gen, aber ich möchte es noch einmal zuspit-
zen. Sie hat eine unnachahmliche Art, und für 
sie war die Stern-Kampagne zu § 218 ein 
wesentlicher Punkt. Sie drückt es noch etwas 
härter aus, diese patriarchale Logik, die da-
hintersteckt. Sie hat auf Twitter einen Post 

gemacht, der folgendermaßen lautet - es 
geht um den Massenmord der Männer, der 
hier nicht thematisiert wird: „Beerdigt sein 
Sperma. Dieses ungeborene Leben, wenn er 
onaniert hat. So richtig mit Trauerreden und 
Geläut.“ 
 
Also, wenn man hier über Mord bei Frauen 
redet, und wenn man darüber redet, dass es 
überhaupt einen Gewissenskonflikt gibt, dann 
müsste man das, wenn man es rein natur-
wissenschaftlich sieht, auch auf Männer 
übertragen. Leute, es ist so unsinnig. Die 
Frauen entscheiden über ihren Körper, und 
die Männer entscheiden über ihren Körper. 
Man sollte sich jeweils da heraushalten. Weg 
mit dem § 218. 
 
Danke! 
 
                              (Beifall) 
 
 
Stadtverordnetenvorsteher 
Stephan Siegler: 
 
Die nächste Wortmeldung kommt von Frau 
auf der Heide von der GRÜNEN-Fraktion. Sie 
haben noch fünf Minuten und 30 Sekunden 
Restredezeit. Bitte! 
 
 
Stadtverordnete Ursula auf der Heide, 
GRÜNE:  

 
Herr Vorsteher, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
 
Die Ausführungen von Herrn Mund finde ich 
sehr erhellend, weil sie an zwei Punkten viel-
leicht dem Letzten hier im Saal deutlich ma-
chen, welches Gedankengut diese Mahnwa-
chen haben. Das Erste ist der völlig unzuläs-
sige Schluss, dass Menschen, die gegen 
diese Mahnwachen vorgehen und einstehen, 
nicht für ungeborenes Leben und den Schutz 
des Lebens einstehen. Das ist eine unver-
schämte Unterstellung, die jedes Mal auch 
von diesen Menschen, die dort stehen, vor-
genommen wird. 
 
                              (Beifall) 
 
Das Zweite ist der - ich muss es so nennen - 
Wahn, dass man eine Frau, die ungewollt 
schwanger ist und zu einer Beratungsstelle 
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